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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

11.09.2013 

Geschäftszahl 

2011/02/0072 

Rechtssatz 

Ist der Beschuldigte im Verwaltungsstrafverfahren nicht durch einen österreichischen Rechtsanwalt oder einen 
Einvernehmensanwalt vertreten, so kann unter dem Blickwinkel des Art. 6 MRK die Unterlassung der 
Antragstellung auf Durchführung einer mündlichen Verhandlung nicht zum Verlust des Rechtes des 
Beschuldigten auf die in Strafsachen grundsätzlich garantierte mündliche Verhandlung führen, es sei denn, er 
wäre über die Antragstellung belehrt worden oder es bestünden Anhaltspunkte dafür, dass er von dieser 
Möglichkeit wissen musste (vgl. E 22. Februar 2011, 2010/04/0123). 


